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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für gesamtdeutsche und Berliner Fragen 
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über den Antrag der Abgeordneten Wehner, Dr. Gradl, 
Mischnick, Hösl und Genossen 

betr. Förderung des Zonenrandgebietes 

— Drucksache IV/3016 — 
über den Antrag der Fraktion der FDP 

betr. Vorlage eines Verkehrsplanes für das Gebiet entlang der 
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— Drucksache IV/2868 — 


A. Bericht der Abgeordneten Wehner, Dr. Gradl, Mischnick, 

Hösl 


a) Arbeitsplan des Ausschusses 

1. Der Ausschuß für gesamtdcutscbe und Berliner 
Fragen hat auch die Aufgabe, die sich aus der Tei- 
lung Deutschands ergebenden Härten und Unbillig- 
keiten festzustellen, auf sie hinzuweisen und zu 
helfen, sie zu beseitigen oder zumindest zu mildern. ■ 

So hat sich der Ausschuß in der Vergangenheit 
laufend über die Verhältnisse im Zonenrandgebiet 
orientiert. Um sich an Ort und Steile wiederum 
über die Lage an der Zonengrenze (Demarkations- 
linie) zu informieren, beschloß er in seiner Sitzung 
am 22. April 1964, im Laufe dieser Legislaturperiode 1 
das gesamte Zonenrandgebiet zu besuchen. Er sah | 
dazu drei Reisen vor, in denen der Abschnitt ' 
Lübeck bis Hof besucht werden sollte. Durch Be- 
schluß in der Sitzung vom 5. Oktober 1964 wurde 
auch der Raum Hof bis Passau einbezogen. 

In Ausführung dieser Beschlüsse unternahm der | 
Ausschuß Studienreisen in die Räume I 


1. Lübeck, Ratzeburg, Lauenburg, Lüchow-Dannen- 
berg, Helmstedt 

II. Duderstadt, Eschwege, Bad Hersfeld, Fulda 

III. Mellrichstadt, Coburg, Hof, Cham, Passau. 

Die Studienreise I fand vom 25. bis 27. Mai 1964 
statt. Der Bericht über diese Reise wurde in der 
Ausschuß-Drucksache IV/34 in der Sitzung am 
5. Oktober 1964 in Berlin in Anwesenheit der Reprä- 
sentanten der Zonenrandländer, der besuchten Regie- 
rungsbezirke und Kreise, der kommunalen Spitzen- 
organisationen, der Industrie- und Handelskammern 
sowie der Handwerkskammern und der Arbeitneh- 
mer beraten. Außerdem lag eine Denkschrift des 
Herrn Bundesministers für gesamtdeutsche Fragen 
vor, der von diesem aufgrund des Ausschußberich- 
tes dem Bundeskabinett am 1. September 1964 vor- 
gelegt worden war. 

Vom 6. bis 9. Oktober 1964 wurde die Studien- 
reise II durchgeführt. Der Reisebericht in der Aus- 
schuß-Drucksache IV/v37 wurde vom Ausschuß in 
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seiner Sitzung am 4. Dezember 1964 in Berlin be- | 
raten. Anwesend waren ebenfalls Repräsentanten i 
der obengenannten Gremien. 

Der Ausschuß gab in seiner Sitzung vom 5. No- 
vember 1964 eine gutachtliche Äußerung zum Ent- 
wurf eines Raumordnungsgesetzes ab. Das Gesetz 
ist inzwischen am 8. April 1965 verkündet worden. 

§ 2 Abs. 1 Nr. 4 lautet: 

„Die Leistungskraft des Zonenrandgebietes ist be- 
vorzugt mit dem Ziel zu stärken, daß in allen 
seinen Teilen Lebens- und Arbeitsbedingungen 
sowie eine Wirtschafts- und Sozialstruktur ge- 
schaffen werden, die denen im gesamten Bundes- 
gebiet mindestens gleichwertig sind. Die Bil- 
dungs-, Kultur-, Verkehrs-, Versorgungs- und 
Verwaltungseinrichtungen sind vordringlich zu 
schaffen." 

In seiner Sitzung am 14. Januar 1965 erörterte 
der Ausschuß, wiederum in Berlin, mit Vertretern 
der Bundesregierung eingehend die Probleme des 
Zonenrandgebietes und hörte dabei insbesondere 
Berichte von Herrn Bundesminister Dr. Seebohm, 
Herrn Staatssekretär Langer und Herrn Staatsse- 
kretär Kattenstroth. Zu dieser Sitzung lagen Mate- 
rialien in der Ausschuß-Drucksache IV/39 vor, die 
insbesondere die Vorschläge der Zonenrandländer 
sowie die Denkschriften der überregionalen Ver- 
bände und Körperschaften enthielten. 

Vom 2. bis 7. Mai 1965 unternahm der Ausschuß 
seine Studienreise III. Der Bericht ist in der Aus- 
schuß-Drucksache IV/46 enthalten. 

Am 15. Juni 1965 schließlich führte der Ausschuß 
mit den Vertretern der Bundesregierung und Ver- 
tretern der Länderregierungen eine abschließende 
Beratung durch. Das Ergebnis dieser Beratung wird 
mit diesem Schriftlichen Bericht vorgelegt. 

2. Der Schriftliche Bericht an iden Bundestag wird 
aufgrund der Anträge Drucksachen IV/3016 und 
IV/2868 erstattet. 

Der Bundestag hat beide Anträge in seiner 161. 
Sitzung vom 10. Februar 1965 an den Ausschuß für 
gesamtdeutsche und Berliner Fragen federführend, 
sowie den Antrag Drucksache IV/3016 an den Haus- 
haltsausschuß und den Antrag Drucksache IV/2868 
an den Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmel- 
dewesen zur Mitberatung überwiesen. Der feder- 
führende Ausschuß hat die Stellungnahmen der mit- 
beratenden Ausschüsse berücksichtigt. 


b) Förderung des Zonenrandgebietes: 
Feststellungen und Vorschläge 

I. Politische und allgemeine Gesichtspunkte 

1. Das Zonenrandproblem ist ein staats- und na- 
tionalpolitisches Problem. Die Förderung des Zonen- 
randgebietes ist eine politische Aufgabe und ein 
Beitrag zur Wiedervereinigung Deutschlands. 


2. Die Zonengrenze hat persönliche, kulturelle 
und wirtschaftliche Bindungen sowie die Verwal- 
tungsordnungen zerrissen. Sie wirkt sich auf alle 
Bereiche des öffentlichen und privaten Lebens aus. 
Hilfsmaßnahmen für das Zonenrandgebiet sind so- 
mit eine gesamtdeutsche Aufgabe; sie müssen in 
engem und vertrauensvollem Zusammenwirken 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden sowie den 
Zusammenschlüssen der Kommunen und der Wirt- 
schaft und den Gewerkschaften durchgeführt wer- 
den. 

3. Der Eiserne Vorhang trennt nicht nur die Sowje- 
tische Besatzungszone von uns, sondern riegelt auch 
die Tschechoslowakei von Ostbayern ab. 

4. Das Zonenrandgebiet einschließlich des ostbaye- 
rischen Grenzgebiets ist auch Randgebiet der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

5. Für die Bearbeitung von Zonenrandfragen sind 
innerhalb der Bundesregierung verschiedene Res- 
sorts zuständig. Mit der Koordinierung aller Hilfs- 
maßnahmen für das Zonenrandgebiet ist durch einen 
Erlaß des Herrn Bundeskanzlers der Bundesminister 
für Wirtschaft beauftragt. Es ist darauf zu achten, 
daß die Hilfsmaßnahmen des Bundes sowohl unter- 
einander als auch mit denjenigen der Länder und 
Gemeinden abgestimmt werden. 

6. Bei der Vergabe von Förderungsmitteln sollte 
jeweils geprüft werden, ob und inwieweit durch 
eine Zusammenfassung von Mitteln eine größere 
Wirksamkeit erzielt werden kann. 

7. Aus dem Zonenrandgebiet sollten grundsätzlich 
keine öffentlichen Einrichtungen abgezogen wer- 
den. 

8. Für die Sicherheit der Menschen ist eine klare 
Markierung über den Verlauf der Zonengrenze not- 
wendig, insbesondere auch auf den Gewässern. 

9. Möglichst viele Besucher aus der Bundes- 
republik und aus dem Ausland sollten die wider- 
sinnige Teilung Deutschlands an der Demarkations- 
linie durch eigene Anschauung kennenlernen. Für 
die Betreuung dieser Besucher sollten Leitstellen 
an der Zonengrenze eingerichtet werden. 

10. Die Übernahme von Patenschaften für Orte an 
der Zonengrenze durch westeuropäische Gemeinden 
ist zu fördern. Sie dient dazu, die Auswirkungen der 
deutschen Teilung auch unseren Nachbarvölkern 
näherzubringen. 

11. Kulturelle Förderung 

1. Für das Zonenrandgebiet muß angestrebt wer- 
den, daß es sich über den Bundesdurchschnitt erheb!. 

Eine Stärkung der Wirtschaftskraft wird sich auch 
günstig auf die kulturelle Entwicklung auswirken. 
Darüber hinaus sind besondere und zusätzliche 
I kulturelle Maßnahmen unabhängig von der wirt- 
schaftlichen Förderung des Zonenrandgebietes not- 
wendig. 

2. Die kulturelle Förderung erfolgt vom Bund her 
im Rahmen der Mittel des Bundesministeriums für 
gesamtdeutsche Fragen. Die vier Zonenrandländer 
haben sidi 1953 zu einem kulturellen Arbeitskreis 



Deutscher Bundestag — - 4. Wahlperiode 


Drucksache iV/3668 


zusammengcschlossen, in welchem die Förderungs- 
maßnahmen zwischen Bund und Ländern koordiniert 
werden. 


desministerium für gesamtdeutsche Fragen ist 
grundsätzlich bereit, dieser Anregung des Aus- 
schusses zu folgen. 


Die Förderungsmaßnahmen des Bundes sind im 
Einzelplan 27 (Geschäftsbereich des Bundesministers 
für gesamtdeutsche Fragen) im Kapitel 27 02 
Titel 602 („Kulturelle Maßnahmen in Grenzgebieten 
und im Zonenrandgcbict") enthalten. Sie betrugen 
im Haushaltsjahr 1964 im Titel 602 a) (Zuschüsse 
zur Förderung von Schulbauten) 12 Mio DM und im 
Titel 602 b) (Förderung von kulturellen Maßnah- 
men gesamtdeutschen Charakters im Zonenrand- 
gebiet) 4 Mio DM. 

Auf Vorschlag des Ausschusses mit Schreiben 
vom 5. Oktober 1964 hat der Haushaltsausschuß des 
Bundestages den Titel 602 a) von 12 Mio DM auf 
14 Mio DM und den Titel 602 b) von 4 Mio DM auf 
7 Mio DM erhöht. 

Das kulturelle Förderungsprogramm ist insgesamt 
eine Gemeinschaftsleistung von Bund, Ländern und 
Gemeinden. Seine Fortführung stellt eine staats- 
politische Notwendigkeit dar. Eine künftige Erhö- 
hung der Bundesmittel erscheint dem Ausschuß 
notwendig. 

3. Es sollten Schwerpunkte für das Förderungs- 
programm gebildet und eine zu kleine Stückelung 
der Förderungsbeträge vermieden werden. 

Eine solche Forderung ist dem Ausschuß bei 
Studienreisen wiederholt vorgetragen worden. Der 
Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen hat 
daraufhin von Beginn des Rechnungsjahres 1965 ab 
für eine Reihe von Maßnahmen Gruppenmindest- 
beträge für die Bundeszuschüsse fesfgelegt. Sie be- 
tragen im einzelnen: 


( 1 ) 

( 2 ) 

( 3 ) 

(4) 

(5) 

( 6 ) 

(7) 

( 8 ) 
(9) 


Erwachsenenbildung 

5 

000 

DM 

Büchereiwesen 

5 

000 

DM 

Theater und Festspiele 

25 

000 

DM 

Musikpflege 

10 

000 

DM 

Tagungsstätten 

25 

000 

DM 

Heimat- und Volkstumspflege 

3 

000 

DM 

Denkmalspflege 

25 

000 

DM 

Kirchliche Einrichfungen 

10 

000 

DM 

Einrichtung von Mittel- und Höhe- 




ren Schulen sowie Bau und Einrich- 




tung von Schülerheimen 

25 

000 

DM 


Der Ausschuß hat dem Bundesminister für gesamt- 
deutsche Fragen empfohlen, die für die geltenden 
Zuschüsse des Bundes maßgeblichen Vergabericht- 
linien mit einem Geltungszeitraum von wenigstens 
2 Jahren herauszugeben und bei eventuellen Ände- 
rungen eine angemessene Ubergangsfrist festzuset- 
zen. Die Festlegung von Mindestbeträgen sollte 
im Einvernehmen mit den Ländern geschehen. Die 
Volksschulen sollten in die Förderung wieder ein- 
bezogen werden. 


4. Ein Programm „Kulturelle zentrale Orte" für 
den Zonenrand sollte geschaffen werden. Das Bun- 


5. Der Bau von Schulen ist bevorzugt zu fördern. 

Die Hilfsmaßnahmen des Bundes für den Schul- 
bau [Titel 302 a) bzw. 602 a)] stellen sich bisher wie 
folgt dar: 


Rechnungsjahr 

DM 

1951 

550 000,— 

1952 

1 000 000,— 

1953 

1 182 055,28 

1954 

1 499 000,— 

1955 

3 880 000,— 

1956 

5 632 000,— 

1957 

5 906 200,— 

1958 

6 721 500,— 

1959 

7 422 750,— 

1960 

7 067 000,— 

1961 

9 477 050,— 

1962 

8 862 826,— 

1963 

9 180 000,— 

1964 

9 070 000,— 


Diese Beträge dienen zur Bestreitung der durch 
Eigenmittel und Zuschüsse der Zonenrandländer 
nicht gedeckten Baukosten. Sie werden grundsätz- 
lich als Spitzenfinanzierung gewährt und daher erst 
dann ausgezahlt, wenn Eigenmittel und Landeszu- 
schüsse in angemessenem Umfange verbraucht 
sind. Dieses Verfahren setzt eine enge Zusammen- 
arbeit der am Schulbau beteiligten Stellen voraus. 
Es wird dafür Sorge getragen, daß die Bundesmittel 
für den Schulbau als eine zusätzliche Hilfe verwen- 
det werden und nicht an die Stelle sonst etwa ge- 
währter Zuwendungen Dritter treten. 

Zur Förderung kultureller Maßnahmen gesamt- 
deutschen Charakters wurden aus Bundesmitteln 
[Titel 302 b) bzw. 602 b)] an Zuschüssen bezahlt: 


1955 

2 000 000 

DM 

1956 

3 000 000 

DM 

1957 

2 820 000 

DM 

1958 

3 000 000 

DM 

1959 

4 000 000 

DM 

1960 

3 000 000 

DM 

1961 

4 000 000 

DM 

1962 

4 000 000 

DM 

1963 

4 000 000 

DM 

1964 

4 000 000 

DM 


Maßstab für die Aufteilung dieser Mittel war ent- 
sprechend einer Übereinkunft der vier Zonenrand- 
länder deren Anteil an der Gesamtlänge der De- 
markationslinie. Den Mittelzuweisungen lagen Vor- 
schlagslisten der Kultusminister der Zonenrandlän- 
der zu Grunde, in denen die geplanten Einzelvor- 
haben nach gegenüber den Vorjahren unverändert 
gebliebenen Sparten zusammengefaßt waren. 


3 
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Die Verteilung wurde bisher so vorgenommen, 
daß 


Bayern 

o 

O 

Niedersachsen 

30 "/ü 

Hessen 

15 Vo 

Schleswig-Holstein 

15 »/o 


erhielten. 

Ein neuer Verteilerschlüssel wird erwogen. 

6. Für Schüler aus dem Zonenrandgebiet, die wei- 
terführende Schulen besuchen, sollten die dadurch 
entstehenden Fahrtkosten übernommen werden. 
Für eine solche Maßnahme ist jedoch nicht der 
Bund, sondern sind die Länder zuständig. 

7. Musik- und Theaterpflege ist für das Zonen- 
randgebiet wichtig. Auf diesem Gebiet unterstützt 
der Bund 'die Anstrengungen der Länder durch Bei- 
hilfen. Eine Verstärkung dieser Beihilfen ist erfor- 
derlich. 

8. Die Bundesbehörden sollten prüfen, ob an der 
Zonengrenze Bundeseinrichtungen wissenschaft- 
licher Art zusätzlich eingerichtet werden können. 

Der Ausschuß hat in diesem Zusammenhang auch 
zu der Frage Stellung genommen, ob wissenschaft- 
liche Einrichtungen von der Zonengrenze verlegt 
werden könnten; er hat das entschieden abgelehnt. 

IIL Wirtschaft, Finanzen und Landwirtschaft I 

i 

1. Voraussetzung für eine gedeihliche Entwicklung | 
im Zonenrandgebiet ist, daß der Bevölkerung ein i 
ausreichendes Einkommen und sichere Arbeitsplätze 
geboten werden. Diesem Ziel dient sowohl die un- 
mittelbare als auch die mittelbare Wirtschaftsförde- 
rung, wie sie im Regionalen Förderungsprogramm 
geübt wird. 

a) Die unmittelbare Wirtschaftsförderung 

Hier sind vor allem die Investitionskredite für die 1 
gewerblichen Unternehmen sowie die Hilfen für die 
Landwirtschaft, ferner die Zinszuschüsse und die 
Frachthilfen zu nennen. Neben diesen unmittelbar j 
aus dem Regionalen Förderungsprogramm finanzier- ; 
ten Hilfen kommt den Sonderabschreibungen, die : 
der Bundesminister der Finanzen seil dem Jahre ' 
1953 im Zonenrandgebiet gewährt, besondere Be- | 
deutung zu. Durch diese Sonderabschreibungen wird 
den Unternehmen ermöglicht, Modernisierungen und 
Rationalisierungen vorzunehmen. 

b) Die mittelbare Wirtschaftsförderung 

Hier sind insbesondere die Zuwendungen an die 
Gemeinden von Bedeutung, mit denen diese in die 
Lage versetzt werden, Straßen zu bauen, die Was- | 
serversorgung sicherzustellen, die Abwasserbeseiti- j 
gung zu verbessern und die sonstigen Voraussetzun- ! 
gen, auf die die Wirtschaft im Bereich der Infra- 
struktur angewiesen ist, zu schaffen. Hinzu kommt 
die Förderung der Berufsausbildung, die gerade im 
Zeichen des angespannten Arbeitsmarktes in jüng- 
ster Zeit an Bedeutung gewonnen hat. 

Der Ausschuß hat sich bei seinen Beratungen von 
der Bundesregierung darüber informieren lassen, : 


welche Bundesmittel im Rahmen des Regionalen 
Förderungsprogrammes zur wirtschaftlichen Förde- 
rung des Zonenrandgebietes gegeben werden. Nach 
seiner Sitzung am 5. Oktober 1964 in Berlin hat der 
Ausschuß für gesamtdeutsche und Berliner Fragen 
dem Haushaltsausschuß vorgeschlagen, die Haus- 
haltsansätze für das Regionale Förderungsprogramm 
bei Kapitel 60 02 Titel 571 zu erhöhen. Die Bundes- 
regierung hat durch Bereitstellung weiterer 30 Mio 
DM im Regionalen Förderungsprogramm ermög- 
licht, daß dem Zonenrandgebiet 30 Mio DM zusätz- 
lich in Form von Zuschüssen zugeführt werden konn- 
ten. Eine weitere Aufstockungsmöglichkeit ergab 
sich durch das zusätzliche Aufkommen aus Rück- 
flüssen. Insgesamt kann festgestellt werden, daß im 
Jahre 1965 dem Zonenrandgebiet innerhalb des Re- 
gionalen Förderungsprogrammes 120 Mio DM zur 
Verfügung stehen {gegenüber rund 80 Mio DM in 
früheren Jahren). 

Verschiedentlich wurde angeregt, die Zonenrand- 
förderung aus dem Regionalen Förderungsprogramm 
auszugliedern. Diese Anregung wurde mit der be- 
sonderen Situation im Zonenrandgebiet begründet. 
Die Bundesregierung hat in Übereinstimmung mit 
den Ländern dazu bemerkt, daß die Eingliederung 
der Zonenrandförderung in das Regionale Förde- 
rungsprogramm einer Sonderbehandlung dieses Ge- 
bietes durchaus nicht im Wege steht. Sie hat dar- 
über hinaus darauf hingewiesen, daß die Bereit- 
stellung von 30 Mio DM Zuschüssen für die Zonen- 
randgebiete (s. u. Bereitstellung weiterer ERP-Mit- 
tel) nur möglich war, weil das Zonenrandgebiet mit 
dem Regionalen Förderungsprogramm eine Einheit 
bildet. 

Die Mittel des Regionalen Förderungsprogrammes 
werden von dem unter Federführung des Bimdes- 
ministers für Wirtschaft stehenden interministeriel- 
len Ausschuß für regionale Wirtschaftspolitik ver- 
waltet. Dieser Ausschuß hat die Abwicklung des 
Programmes im Laufe der letzten Jahre in vieler 
Hinsicht den Landesregierungen übertragen, weil 
nach seiner Auffassung auf diese Weise am besten 
sichergestellt ist, daß die Maßnahmen von Bund und 
Land sich in einer Hand zu einem organischen Gan- 
zen verbinden. Allerdings hat sich der Interministe- 
rielle Ausschuß die Prüfung der Verwendungen, wie 
sie von den Ländern beantragt werden, Vorbehalten. 
Die Maßstäbe für diese Prüfung sind in den soge- 
nannten Richtlinien für das Regionale Förderungs- 
programm festgesetzt, die von Jahr zu Jahr den Ge- 
gebenheiten entsprechend neu festgelegt werden. 

2. Der Bundesschatzminister hat die zur Ergänzung 
des Regionalen Förderungsprogrammes aus dem 
ERP-Sondervermögen vorgesehenen HRP-Kredite für 
das Rechnungsjahr 1965 wie folgt erhöht: 


a) Finanzierung von Investitionen 

zum Auf- und Ausbau und zur 
Rationalisierung von Betrieben . . 80 Mio DM 

b) Investitionen auf dem Gebiet der 

Wasserwirtschaft 10 Mio DM 

c) Modernisierung von Altbauwoh- 
nungen 10 Mio DM 


100 Mio DM 


4 
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Damit dieses Programm, das gegenüber den Vor- 
jahren um rund 40 Mio DM erhöht worden ist, kon- 
tinuierlich fortgeführt werden kann, enthält der 
Wirtschaftsplan für 1965 eine Bindungsermächtigung 
von je 100 Mio DM für die Jahre 1966 und 1967. , 

Auf Veranlassung des Bundesschatzministers ha- | 
ben sich die Kreditinstitute (Kreditanstalt für Wie- | 
deraufbau und Lastenausgleichsbank) bereit erklärt, i 
die ERP-Kredite für 1965 um 70 Mio DM aufzustok- | 
ken. Durch Mischung des Aufstockungsbetrages mit | 
den ERP-Krediten werden auch die Bankkredite zu j 
einem Zinssatz von 5 ^/o gewährt. Eine weitere Er- | 
mäßigung dieser Konditionen wird immer wieder 
gefordert, 

Aus den Berichten der Bankinstitute über die Ab- 
wicklung des ERP-Kreditprogramms ist zu ersehen, 
daß die Kreditanträge erheblich zugenommen haben, 
so daß bereits in den ersten vier Monaten dieses 
Jahres rund 90 Mio DM an Krediten zugesagt wor- 
den sind. 

Als Ergänzung zu dem ERP-Kreditprogramm ist 
der Bundesschatzminister ermächtigt worden, Bürg- 
schaften bis zur Höhe von 600 Mio DM für die 
Diirchflihning von Vorhaben aller Art (gewerbliche, 
soziale, kulturelle Vorhaben) zu übernehmen. Ge- 
genwärtig werden in Zusammenarbeit mit den Län- 
dern die Richtlinien für das Bürgschaftsprogramm | 
erörtert. Es wird geprüft, ob auch Bürgschaften für 
Betriebsmittelkredite zu übernehmen sind. Deshalb j 
soll der Bundesschatzminister ermächtigt werden, | 
gewisse Erleichterungen bei Übernahme der Bürg- | 
schäften anzuwenden, so daß der Förderungszweck ' 
durch derart erleichterte Bedingungen erreicht wer- | 
den kann. 

Der Ausschuß hat zur Kenntnis genommen, daß j 
durch eine zusätzliche Bereitstellung von 30 Mio DM 
aus dem ERP-Sondervermögen aus dem Jahre 1964 | 
die Möglichkeit bestanden hat, Mittel des Regionalen i 
Förderungsprogrammes für Zuschußgewährungen | 
frei zu bekommen. Diese Maßnahme hat sich sehr i 
bewährt. | 

i 

Der Ausschuß ersucht die Bundesregierung, für das | 
Jahr 1966 eine ähnliche Regelung zu treffen. I 

3. Das Zonenrandgebiet leidet in wesentlichen 
Teilen unter Bevölkerungsabwanderung. Ihr muß 
Einhalt geboten werden sowohl durch die Schaffung 
guter und sicherer Arbeitsplätze als auch durch 
attraktive Lebensbegingungen für die arbeitende 
Bevölkerung. 


Stand zu setzen, ihre Betriebe zu erweitern, zu mo- 
dernisieren und zu rationalisieren. Die Prosperitäts- 
klausel ist großzügiger zu fassen und anzuwenden. 

In den Gebieten, in denen die Landwirtschaft mit 
Sicherheit im Laufe der nächsten Jahre Arbeits- 
kräfte freisetzen wird, ist auf die Berufsausbildung 
und Berufsumschulung besonderer Wert zu legen, 

4. Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge ist das 
Zonenrandgebiet bevorzugt zu behandeln. Insbe- 
sondere wird angeregt, die sogenannte Geringfügig- 
keitsskala (diese gibt an, um wieviel die bevorzug- 
ten Bewerber über dem wirtschaftlichsten Angebot 
liegen dürfen, wenn sie noch zum Zuge kommen 
wollen) zugunsten des Zonenrandgebietes zu ver- 
bessern. Außerdem wird das Eintrittsrecht in das 
günstigste Angebot für die Zonenrandwirtschaft 
vorgeschlagen. Die Bundesregierung hat eine Ver- 
besserung der Geringfügigkeitsskala in Aussicht ge- 
stellt. über das Eintrittsrecht laufen noch Bespre- 
chungen, 

5. Die Frachthilfe ist unzureichend. Vor allem wer- 
den Bedenken gegen die jetzt gültigen engen Krite- 
rien der Auswahl der zu begünstigenden Betriebe 
angemeldet. Zur Zeit erhalten nur die Betriebe 
Frachthilfe, die vor der Abtrennung der Sowjeti- 
schen Besatzungszone einen großen Anteil ihrer Er- 
zeugnisse in das Gebiet der heutigen Zone geliefert 
oder ihre Rohstoffe und Materialien von dort bezo- 
gen haben. Die Anregungen gehen dahin, Fracht- 
hilfe allen Betrieben zu gewähren, die infolge ihrer 
periphären Lage durch hohe Frachtko.sten belastet 
sind. 

Die Bundesregierung ist zunächst einmal bereit, in 
Fällen, in denen es sich um Betriebe in unmittel- 
barer Nähe der Demarkationslinie handelt, die 
Frachthilfe auch dann zu gewähren, wenn die bis- 
herigen Kriterien nicht exakt erfüllt sind. 

6. Für die allgemeine Belebung des Zonenrand- 
gebietes ist der Fremdenverkehr besonders wichtig. 
Er muß daher systematisch und stärker als bisher 
gefördert werden. 

7. Für die Landwirtschaft im Zonenrandgebiet sind 
über die normalen Maßnahmen hinaus Strukturver- 
besserungen und Flurbereinigungen erforderlich. 

Die Richtlinien für die Gewährung von Betriebs- 
beihilfen an grenzdurchschnittene landwirtschaft- 
liche Betriebe sind zu überprüfen und großzügiger 
zu gestalten. 


Die in der Bundesrepublik insgesamt bestehen- 
den Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt wirken 
sich im Zonenrandraum besonders nachteilig auf die 
Wettbewerbslage der Betriebe aus. 

Die Ansiedlung von Industrie ist durch steuerliche 
Hilfen und sonstige Maßnahmen verstärkt zu för- 
dern. Die bedeutenden Industrieunternehmen in der 
Bundesrepublik sind zur Errichtung von Zweigstellen 
im Zonenrandgebiet zu bewegen. 

Die Wettbewerbsfähigkeit der bestehenden Llnter- 
nehmen im Zonenrandgebiet ist durch Investitions- 
förderungsmaßnahmen zu stärken. Sie sind in den 


8. Zur Zeit liegt nur ein geringer Teil der im Bun- 
desprogramm für Bundesausbauorte (Zentrale Orte) 
j geförderten kleinen und Mittelstädte im Zonenrand- 
gebiet. Die Bundesregierung sollte bei einer zukünf- 
I tigen Benennung neuer Zentraler Orte den Anteil 
I des Zonenrandgebietes an diesem Programm ver- 
größern. 

: 9. Das Zonenrandgebiet wird Randgebiet der EWG. 

Die Bundesregierung sollte schon jetzt Sondermaß- 
I nahmen und eine echte Regionalpolitik im Rahmen 
I der Römischen Verträge einleiten. Auf Artikel 92 
des EWG-Vertrages ist besonders hinzuweisen. 
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Darüber hinaus sollte angestrebt werden, daß die | 
Handelsbeziehungen zu den Staaten außerhalb der , 
EWG (insbesondere zu den skandinavischen Län- 
dern) möglichst intensiv gestaltet werden, weil ge- 
rade diese Länder für die Wirtschaft des Zonenrand- 
gebietes (siehe Lübeck) von besonderer Bedeutung 
sind. i 


IV. Kommunale Infrastruktur und Wohnungsbau 

1. Die Lasten für die Verbesserung der kommuna- 
len Infrastruktur (Trinkwasserversorgung, Abwas- 
serbeseitigung und Kanalisation) sind für die Kom- 
munen im Zonenrandgebiet infolge ihrer geringen 
Steueraufkommen zu schwer. Hier sollten größere 
Beihilfen gewährt werden. Da die Lösung dieses 
Problems in dem Rahmen der jetzt zur Verfügung 
stehenden Mittel des Regionalen Förderungspro- 
gramms nicht zu erreichen ist, müssen neue Wege 
eröffnet werden. 

Bei der Gewährung von Beihilfen sollten die nahe 
der Zonengrenze gelegenen Gemeinden bevorzugt 
berücksichtigt werden. 

2. Der Wohnungsbau im Zonenrandgebiet ist ver- 
stärkt zu fördern. Der Bundesminister für Woh- 
nungswesen, Städtebau und Raumordnung hat aus 
diesem Grunde die jährlichen Beträge von rund 
7 Mio DM aus Rückflußmitteln für den sozialen 
Wohnungsbau den Ländern zur Verstärkung des 
Facharbeiterwohnungsbaues im Zonenrandgebiet 
verdoppelt. Für den Haushalt 1966 ist zu überlegen, 
ob die Aufstockung der Mittel nicht aus allgemeinen 
Deckungsmitteln vorgenommen und erhöht werden 
kann. 

Die Mittel sollten insbesondere zusätzlichen 
Wohnraum für kinderreiche Familien schaffen. Sie 
sollten außerdem bei finanzschwachen Betrieben 
eingesetzt werden, die Arbeitgeberdarlehen infolge 
ihrer schlechteren Ertragslage und Wettbewerbs- 
position nicht in gleichem Maße wie ihre Mitbewer- 
ber in günstiger gelegenen Gebieten gewähren kön- 
nen. 

3. Die Errichtung von Sportanlagen und von 
Jugendheimen im Zonenrandgebiet ist vordringlich. 

4. Der Bau von Altersheimen ist zu fördern. 


V. Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

1. Eine Verbesserung der Verkehrsverhältnisse im 
Zonenrandgebiet ist infolge der Randlage dieses 
Raumes vordringlich. 

Der Bundesminister für Verkehr hat dem Aus- 
schuß einen Gesamtverkehrsplan für das Zonen- ! 
randgebiet vorgelegt, der diesem Schriftlichen | 
Bericht als Anlage beigefügt ist. Er hat für die För- j 
derung des Verkehrs folgende Richtlinien mitge- ! 
teilt: 

Das Netz der Straßen, Eisenbahnen und Was- | 
serstraßen im Zonenrandgebiet ist als eine Ein- 
heit zu behandeln und zu fördern; 


Planung und Ausbau im Bereich der Straßen 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden sind 
wirksam zu koordinieren; 

eine enge und organische Verbindung des Zo- 
nenrandgebietes mit dem übrigen Bundesgebiet, 
insbesondere den bedeutenden Wirtschaftszen- 
tren und den großen deutschen Seehäfen, ist 
sicherzustellen; 

das Verkehrsnetz des Zonenrandgebietes ist im 
Hinblick auf die Wiedervereinigung Deutsch- 
lands auch auf die Verkehrsverhältnisse jen- 
seits der Zonengrenze abzustimmen. 

Der Ausschuß nimmt diesen Plan mit Befriedigung 
zur Kenntnis. Er bittet den Bundesminister für Ver- 
kehr, mit den Ländern in Verbindung zu treten, um 
darüber hinaus eine noch weitergehende Planung zu 
erarbeiten. 

2. Die Rationalisierungsmaßnahmen der Deutschen 
Bundesbahn müssen im Zonenrandgebiet an ihren 
politischen Auswirkungen gemessen werden. 

Der Ausschuß ist mit dieser Frage bei allen sei- 
nen Reisen konfrontiert worden. Er hat sofort nach 
seiner ersten Studienreise darauf hingewiesen, daß 
hier andere Maßstäbe angewendet werden müssen, 
als dies im übrigen Bundesgebiet der Fall sein kann. 

Der Bundesminister für Verkehr hat dem Aus- 
schuß mitgeteilt, daß das Bundeskabinett am 16. De- 
zember 1964 beschlossen hat, die Organe der Deut- 
schen Bundesbahn u. a. aufzufordern, die zur Durch- 
führung der globalen Stillegung von Strecken und 
Annahmestellen anzuwendenden Maßnahmen sofort 
einzustcllen. Stillegungsmaßnahmen sollten auch als 
Einzelmaßnahme im Zonenrandgebiet nicht in Frage 
kommen. Weiter hat der Bundesminister für Ver- 
kehr darauf hingewiesen, daß man bemüht sei, für 
das Zonenrandgebiet eine optimale Verkehrsbedie- 
nung zu erreichen und sicherzustellen. An bestimm- 
ten Verbindungen könne nach Ansicht der Bundes- 
regierung aber ein Omnibuslinienverkehr eine bes- 
sere Erschließung bringen, als sie durch den Schie- 
nenverkehr möglich sei. 

3. Die Wasserstraßen im Zonenrandgebiet sind für 
den Verkehr innerhalb dieses Raumes nicht unwich- 
tig. Ihre Aufgabe liegt vor allem in der Verbindung 
mit dem übrigen Bundesgebiet für den Massengut- 
verkehr, hauptsächlich in der preisgünstigen Anfuhr 
von Brennstoffen und Rohmaterial. 

Der Ausschuß hat sich für den Ausbau eines 
Schutz- und Sicherheitshafens an der Elbe in 
Schnackenburg eingesetzt. Die Bundesregierung hat 
beschlossen, den Bau dieses Hafens mit einem 
Kostenaufwand von 1,7 Mio DM durchzuführen, so 
daß der Hafen 1966 fertiggestellt ist. 

4. Die seit den Absperrungsmaßnahmen der Sowje- 
tischen Besatzungszone erforderlich gewordenen 
Kontrollen der Grenzschutzorgane der Bundesrepu- 
blik und der alliierten Schutzmächte verursachen 
erhebliche Schäden an Straßen und Wegen. Bei dem 
AiLSSchuß ist während seiner Reisen Klage geführt 
worden, daß diese Schäden nur ungenügend und 
nach langwierigen Verfahren ersetzt werden. Nach 
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/\nsicht des Ausschusses ist eine Vereinfachung des 
Verfahrens und eine stärkere wirtschaftliche Ent- 
lastung der betroffenen Straßenbaulastträger erfor- 
derlich. 

5. Der Empfang von Rundfunk- und Fernsehsen- 
dungen ist im Zonenrandgebiet noch ungenügend. 
Auch aus politischen Gründen muß hier beschleu- 
nigt Abhilfe geschaffen werden. 

6. Das gesamte Gebiet sollte bevorzugt an den 
Fernsprechselbstwählverkehr angeschlossen werden. 


Bonn, den 25. Juni 1965 


Wehner Dr. Gradl Mischnick Hösl 

Berichterstatter 


B, Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Antrag — Drucksache IV/v3016 — unverän- 
dert anzunehmen, 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, mit den Län- 
dern in Verbindung zu treten, um über den vom 
Bimdesminister für Verkehr vorgelegten Ver- 
kehrsplan hinaus eine noch weitergehende Pla- 
nung zu erarbeiten. 


Bonn, den 25. Juni 1965 


Der Ausschuß für gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen 


Wehner 


Wehner Dr. Gradl 
Mischnick Hösl 


Vorsitzender 


Berichterstatter 


7 





I 


Eisenbahnen, WasserstroBen und Flughäfen 
im Bereich des Zonenrondgebiets 

«Bsdii. Londeplötze im Zonenrondgebief 
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Bundesfernstraßen im Bereich des Zonenrandgebiets 



Kartographie: Kartographlsdies Institut H. König, Bergen-Enkheim b. 


Zeichen- und Farbenerklärung 

für die Kartenteile 1 (Nord), 2 (Mitte) und 3 (Süd) 

Infolge des kleinen Ma 6 stabes sind die Angaben in den Karten (Linienführung, 
Baumaßnahmen u.s.w.) nur in entsprechend vereinfachter Form möglich. 


Staatsgrenzen 


Landesgrenzen 


- Bauamtsgrenzen 


vor 1950 vorhanden 

Bundes- 

===== auto- geplant, z.T. im Bau 
bahnen 

spätere Netzergänzg. 


Linienföhrg. 
liegt z.T. noch 
nicht fest 


Zonenrandgebiet 



a) Zonenübergänge 

b) Grenzübergänge 


=z = = Bundesstraßen mit Nr. 
geplant, z.T. im Bau 

z: z z: ~ : Straßen nur für Kraftverkehr 


Bundesautobahnen 


Neubaustrecken, seit 1950 bis einschl. 1964 fertiggestellt 


lllEEEEGEEaBHB Neubaustrecken, laufende und 1965-1966 beginnende Baumaßnahmen, die z.T. erst nach 1966 fertig werden 


Neubaustrecken, im 3. Vierjahresplan (1967-1970) vorgesehen 


EKE3IEEÖE3E5E Neubaustrecken, im 3. Vierjahresplan oder später vorgesehen 



Größerer Um- und Ausbau und 
Erneuerung von Fahrbahndecken 


a) bis einschl. 1964 fertiggestellt 

b) laufende und 1965-1966 beginnende Baumaßnahmen, die z. T. erst nach 1966 
fertig werden 


Bundesstraßen 




Größerer Um- und Ausbau von 
freien Strecken u. Ortsdurchfahr- 
ten, Ortsumgehungen, Neubau 


a) bis einschl. 1964 fertiggestellt 

b) laufende und 1965-1966 beginnende Baumaßnahmen, die z.T. erst nach 1966 
fertig werden 

c) Im 3. Vierjahresplan (1967-1970) oder später vorgesehene Baumaßnahmen 


Zwischenausbau sowie gleichwer- 1 bis einschl. 1964 fertiggestellt 

tiger kleinerer Um- und Ausbau j [jj ^ 9^5 jpgtgj vorgesehene Baumaönahmen 


Eisenbahnen 


Hauptbahnen 

■' Nebenbahnen (Reise- und Güterverkehr) 

— — Nebenbahnen (nur Güterverkehr) 

Nichtbundeseigene Eisenbahnen 


Strecken mit elektrischem Zugbetrieb 
Strecken in Umstellung auf elektr. Zugbetrieb 
• ••••••••••• Strecken, deren Elektrifizierg. bereits vereinbart ist 

Strecken Elektrifizierung vorgesehen ist oder 

'geprüft wird 


Wasserstraßen 




Binnenwasserstraßen des Bundes 

(schiffbare Flüsse u. Kanäle) 

Ausbau geplant 


Neubau begonnen 
Neubau geplant 


Luftfahrt 



Verkehrsflughäfen 


Landeplätze im Zonenrandgebiet 


